
Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Der letzte Redner zu diesem Tagesordnungspunkt: der 

Kollege Stephan Stracke, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Die Coronapandemie hat sicherlich tiefgreifende 
Auswirkungen auf das Wirtschaftsgeschehen und den Ar-
beitsmarkt, und deswegen haben wir – das ist beispiellos 
in der Geschichte der Bundesrepublik – mit tatsächlichen 
Maßnahmenpaketen reagiert, um sicherzustellen, dass 
die Folgen für die Menschen begrenzt werden. Ich denke 
an die Soforthilfen, an die Schnellkredite, an die Bürg-
schaften in mehrstelliger Milliardenhöhe. Das sind wahre 
Schutzschirme für unsere Unternehmen und Selbstständi-
gen. Wir schützen Millionen von Arbeitsplätzen mit deut-
lichen Erleichterungen und Verbesserungen der Regelun-
gen zur Kurzarbeit.

All das zeigt: Wir helfen denen, die in der Krise wirt-
schaftlich und sozial besonders betroffen sind; denn ge-
rade Familien mit geringen Einkommen, Selbstständige 
und Kleinunternehmer trifft es in dieser Zeit besonders 
hart.

Wenn man sich den Katalog der Grünen anschaut, dann 
erstaunt es natürlich schon, was in den 16 Punkten alles 
an Wünschen zusammengeschrieben ist. Über vieles von 
dem kann man diskutieren, manche Punkte sind aller-
dings tatsächliche Ladenhüter; es wurde zu Recht darauf 
hingewiesen – beispielsweise auf die Bürgerversiche-
rung, auf die Arbeitsversicherung,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ist doch 
nicht da! Was nicht da ist, ist kein Ladenhüter!)

auf den Kampf gegen die Minijobs, darauf, dass man 
Menschen mit Behinderungen aus den Werkstätten ver-
treiben will, und vieles mehr.

Das zeigt, dass Sie jetzt, in dieser Phase der Krise, in 
der wir stecken, an Systemveränderungen rangehen wol-
len. Das kann man sich sicherlich für später aufbewahren, 
aber derjenige, der das jetzt macht, hat das Ausmaß und 
die Tiefe dieser Krise nicht verstanden, und deswegen 
lehnen wir diesen Antrag, der hier vorliegt, natürlich ab.

Besonders bezeichnend ist, dass bei all diesen Maß-
nahmen nichts, aber auch gar nichts zu den Kosten er-
wähnt wurde. Als würde das Geld vielleicht irgendwie 
vom Staat, vom Steuerzahler oder von wo auch immer 
kommen! Jedenfalls wird darüber an keiner Stelle etwas 
gesagt. Es zeigt sich eben auch: Wer den sozialen Zusam-
menhalt in dieser Gesellschaft gerade in Krisenzeiten zu 
Recht hochschätzt, der darf nicht nur auf die Leistungen 
schauen, sondern der muss auch darauf schauen, wer am 
Ende die Rechnungen bezahlt. Das bedeutet, wir müssen 
in diesem Bereich solidarisch zusammenstehen.

Jetzt sind wir in einer anderen Phase der Krise. Ging es 
am Anfang um Überbrückungshilfen, geht es jetzt darum, 
die Konjunktur durch gezielte Maßnahmen zu stärken. 
Ich sehe hier beispielsweise Arbeitsplatzprogramme für 
Deutschland. Wir wollen die Kaufkraft entsprechend 

stärken. Es geht darum, die Investitionspakete mit klaren 
Maßnahmen und Maßgaben zu versehen, nämlich: Wir 
investieren nicht in alte Schulden, sondern in neue Chan-
cen, und wir fördern das, was heute Arbeitsplätze schafft 
und morgen den Wohlstand sichert. Deswegen setzen wir 
auf Infrastrukturprojekte. Das macht klar: Wir wollen 
eine Politik, die letztendlich nicht auf dem Rücken der 
Beschäftigten oder Geringverdiener passiert, sondern wir 
wollen eine Politik, die die Gesellschaft stärkt, die zu-
sammenführt. Deswegen diskutieren wir sehr verantwor-
tungsvoll, und am Ende müssen wir klug entscheiden. 
Genau dieses kluge Entscheiden, das zeichnet diese Re-
gierungskoalition aus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Michael Theurer [FDP])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich:
Vielen Dank, Herr Kollege Stracke. – Ich schließe die 

Aussprache zu diesem Punkt.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/19492 an den Ausschuss für Arbeit und 
Soziales vorgeschlagen. Gibt es andere Vorschläge? – 
Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 21 auf:

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 20. Dezember 2019 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Zentralrat der Juden in Deutschland – 
Körperschaft des Öffentlichen Rechts – zur 
Regelung der jüdischen Militärseelsorge (Ge-
setz über die jüdische Militärseelsorge – Jüd-
MilSeelsG)

Drucksache 19/18074 (neu)

Beschlussempfehlung und Bericht des Verteidi-
gungsausschusses (12. Ausschuss)

Drucksache 19/19534

Für die Aussprache sind 30 Minuten beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt der Kollege 
Hermann Gröhe, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Hermann Gröhe (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich empfinde es 
als einen historischen Moment – und ich darf ganz per-
sönlich sagen: auch als bewegend –, wenn heute der 
Deutsche Bundestag dem Staatsvertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Zentralrat der Ju-
den in Deutschland zur Einrichtung einer Militärseelsor-
ge für Jüdinnen und Juden in der Bundeswehr zustimmt – 
ein großer Moment, wie ich finde.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 163. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. Mai 2020                                20362 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 


